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Sonnabend, 30. September. 
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Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 


t jeden Symuvenv. „Pikte-zorerltfhmkfuy- Wei- Tara ya Nine Een dd wen- 
Erſchein joe Berlin bei allen Zeitungs ⸗ pediteuren incl. Botenfohn 6 Sgr., in der Expedition, Mohren 
Inſerate die Zeile 8 Sgr. 


Mit dieſer Nummer ſchließt die „Verfaſſung“ 
| beser das ee zu erhalten, daß fie nach beſten Kräften 


7% Sgr., 


215 von ihren bisherigen 
beſtrebt geweſen iſt, das Ziel, 
im Auge zu behalten. 
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das dritte Quartal 1865. Die Redaktion 


welches ſie ſich vom Beginn des Blattes an geſteckt hatte, 
Treu demſelben, wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümli⸗ 
leicht faßlicher Weiſe alle unſer geſammtes Staatsleben berührenden Fragen im Sinne 


der entſchieden liberalen Partei beſprechen. Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerstag 
Abend zur Poſt gegeben, ſo daß es auch in den entfernteſten Gegenden unſeres Vaterlandes am 
Sonnabend Abend in den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte trotz unſeres Bemühens 
in keiner elle Se eine geſetzliche Beſtimm ung zu Den doch einmal durch eine Beſchlag⸗ 


nahme unſeres 


lattes eine Unregelmäßigkeit in der 


erſendung eintreten, ſo werden, davon 


ſind wir überzeugt, unſere Leſer dieſe Unregelmäßigkeit uns nicht zur Laſt legen, d 8 
ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten. Wir bitten unſere bisherigen Leer 7 
neuen Freunde, das Abonnement für das neue Quartal möglichſt bald bei den Poſtanſtalten 


anzumelden 


da nur in dieſem Falle die ununterbrochene Lieferung des Blattes geſichert iſt 


und bei ſpäteren Anmeldungen die vollſtändige Nachlieferung der erſchienenen Nummern nicht 


verſprochen werden kann. 


Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgt bei allen preußiſchen Poſtanſtalten 4. 
Sgr., bei den übrigen deutſchen Poſtanſtalten 7% Sgr.; in Berlin in der Ege e Nh e 
4½ Sgr., bei ſämmtlichen Zeitungsſpediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Inſerate, welche 
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die geſpaltene 
Petitzeile 3 Sgr., bei öfterer Wiederholung wird ein angemeſſener Rabatt bewilligt. 

leber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zuſtellung unſeres Blattes erſuchen wir 
bei dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Poſtanſtalt Beſchwerde zu führen da 
von hier aus unſer Blatt regelmäßig verſandt wird. i 


Das angebliche Necht der Eroberung. 


Schon in den urälteſten Staaten galt es für ein 
Verbrechen, wenn ein Menſch dem andern ſein Eigen⸗ 
thum gewaltſam wegnahm, oder wenn einer den anderen 
widerrechtlich an Leib und Leben beſchädigte. Aber die 
Geſetze, welche ſolche Verbrechen beftraften, galten zu 
Anfang nur für die Mitglieder einer und derſelben 
Staatsgemeinde. Jeder Fremde, der keinen Gaſtfreund 
gefunden hatte, war recht⸗ und ſchutzlos; es ſtand keine 
Strafe darauf, wenn er ausgeplündert, zum leibeigenen 
Knechte gemacht, oder geradezu tabtgeſchl en wurde. 
Auch konne jeder, ohne in feiner Heimath deshalb vor 
Gericht geftellt zu werden, allein oder mit anderen in 
ein fremdes Land 1125 und da rauben und morden, 
* viel er wollte und konnte. Ebenſo hielten die Fürſten 


oder ſonſtigen Staa“sobrigkeiten ſich für vollkommen be⸗ 
rechtigt, irgend ein fremde Land oder eine fremde Pre⸗ 
vinz mit allen Menſchen, die darin wohnten, und mit 
allem Eigenthum, das ſie darin vorfanden, ohne Wei⸗ 
teres wegzunehmen, vorausgeſetzt, daß ſie die Macht 
dazu hatten. Ja, fie behaupten ſogar, daß fie ein ſol⸗ 
ches Land mit Recht beſäßen, da ſie es doch mit der 
ſic age Verletzung alles wahrhaft göttlichen Rechtes 
ich ängeeignet hatten. Aber fie ſagten, fie befähen es 
durch das Recht der Eroberung. 

Doch im Verlaufe der Jahrtauſende ſind die Sitten 
nach und nach milder, die Menſchen ſind menſchlicher 
und damit die Geſetze gerechter geworden, zumal da, wo 
das Chriſtenthum auch in die Herzen der Menſchen 
eingedrungen iſt. In jedem nur einigermaßen geſitteten 
Lande genießt der Fremde denſelben Schutz der Geſetze, 
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herkenloſen Meere Thaten zu begehen, die in der Hei⸗ 
math als Verbrechen beſtraft worden. Was aber für den 
Einzelnen eine ſchwere Sünde iſt, das iſt es in dieſem 
Falle auch, wenn die Regierungen es thun. Darum 
ſpricht ſchon ii Jahrhunderten kein denkender Mann 
mehr davon, daß die Eroberung an und für ſich ſelbſt 
ſchon ein Recht gebe, ſich fremdes Land und fremdes 
Gut zuzueignen. Es iſt vielmehr die allgemeine Ueber⸗ 
zeugung aller geſitteten Menſchen geworden, daß die Er⸗ 
oberung niemals irgend wem irgend ein Recht ver⸗ 
leiht. Die Eroberung kann nur unter Umſtänden eben 
ſo wie der Krieg überhaupt, ein Mittel ſein, um ein 
Recht zu ſchützen oder geltend zu machen, das wir aus 
anderen Gründen ohnehin ſchon beſitzen. Sie kann näm⸗ 
lich nothwendig ſein, um uns in den Beſitz eines Landes 
zu ſetzen, das uns oder unſeren Bundesgenoſſen von Rechts⸗ 
wegen gehört. Niemals aber ſoll nach allgemein menſch⸗ 
lichem und chriſtlichem Recht dem Sieger erlaubt ſein, 
daß er dem Beſiegten auch ſolches Land oder Gut ent⸗ 
reiße, das derſelbe ſelbſt von Rechtswegen im Beſitze hat. 
Es giebt dabei nur eine einzige Ausnahme, nämlich 
die, wenn der Beſitzer von ſeinem an ſich rechtmäßigen 
Eigenthume einen unrechtmäßigen Gebrauch gegen 
uns macht, wenn er zum Beiſpiel ein beſtimmtes Land⸗ 
gebiet dazu benutzt, um uns in unſerem eigenen Lande 
dauernd zu beunruhigen und zu beſchädigen, oder wenn 
er ſeine Regierungsgewalt mißbraucht, um die uns be⸗ 
freundeten Bewohner eines Landes zu mißhandeln. Ja, 
es iſt das, bei Lichte beſehen, nicht einmal eine Aus⸗ 
nahme; denn durch unrechtmäßigen Gebrauch kann 
unter Umſtänden auch ein Eigenkhum aufhören, ein 
rechtmäßiges zu ſein. So z. B. nimmt man ja auch 
dem Diebe oder Einbrecher nur ein unrechtmäßig 
gewordenes Beſigſtück weg, wenn man ſeine Dietriche 
und ſeine Brechſtangen ihm konfiszirt. 

Indem wir ſo ſprechen, denken wir an die deutſchen 
Herzogthümer, welche bis zum Todestage König Fried⸗ 
rich s VII., alſo bis zum 15. November 1863, ſich im 
unbeſtrittenen Beſitze der däniſchen Krone befanden. 
Dieſe Herzogthümer gingen damals nach altem, all⸗ 
gemein bekanntem Rechte nicht auf den neuen König 
von Dänemark über, ſondern auf den Erbprinzen von 
Auguſtenburg oder wen ſonſt das Volk der Herzogthümer 
als den rechtmäßigen Nachfolger anerkannte. Wir wollen 
auch annehmen, was doch in Wirklichkeit nicht der Fall 
geweſen iſt, wir wollen aber für einen Augenblick an⸗ 
nehmen, daß auch der jetzige König von Dänemark, 
Chriſtian IX., wirklich durch die Abmachung fremder 
Mächte in dem ſogenannten Londoner Protokoll von 1852 
das Recht erworben hätte, nach dem Tode Friedrichs VII. 
auch Herzog in Schleswig⸗Holſtein und Lauenburg zu 
werden. Auch dann hätte dieſer Monarch ſein Recht 
ſchon drei Tage nach feiner Thronbeſteigung vollſtändi 
verloren. Denn ſchon am 18. November unterſchrie 
er die rechtswidrige Verfaſſung, welche die Dänen ganz 
nach ihrem eigenen Belieben ftr unſere deutſchen Lands⸗ 
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ein folgenſchweres Ja und Amen zu all dem ſchweren Un⸗ 
recht, zu all den ſchmählichen Cewalheken mel die 
däniſche Regierung und das däniſche Volk ſeit vielen, 
vielen Jahren dem deutſchen Volke in den Herzog⸗ 
thümern angethan hatte. König Chriſtian IX. lieferte 
damit den unwiderſprechlichen Beweis, daß er unter 
dem Namen eines Fürſten gerade für unſere deutſchen 
Brüder nicht ein Fürſt, ſondern ein Tyrann, nicht 
ein Wohlthäter, ſondern ein Uebelthäter, nicht ein Ver⸗ 
treter und Beſchützer, ſondern ein Unterdrücker und 
Zertreter alles Rechtes und aller Gerechtigkeit ſein 
wollte. Daß aber nach allem menſchlichen und gött⸗ 
lichen Rechte ein Mann nicht Fürſt in einem Lande 
ſein und bleiben darf, der vor aller Welt ſich zu der 
Abſicht bekennt, genau das Gegentheil von alle dem zu 
thun, wozu auch nach den Worten unſeres Evangeliums“) 
die Fürſten und die Obrigkeiten eingeſetzt find! Davon 
ſind die beſten und een Männer aller Zeiten, da⸗ 
von ſind alle geſitteten Völker von jeher überzeugt ge⸗ 
weſen. Das hat ganz beſonders auch Hugo Grotius 
vor beinahe drittehalb hundert Jahren gelehrt, und alle 
Gelehrten und Staatsmänner ſind doch darin einig, 
daß dieſer Hugo Grotius der eigentliche Urheber un 
Vater des heutigen Völkerrechtes iſt. Auch hat dieſe 
Ueberzeugung gerade ſeit der Zeit der gewaltthätigen 
Eroberungen des erſten Napoleon noch weitere und kie⸗ 
fere Wurzeln geſchlagen als je zuvor. 

Auch die en Regierung — wir werden und 
müſſen es glauben, bis das Gegentheil uns mit unwi⸗ 
derleglichen Gründen bewieſen iſt — auch die Preu⸗ 

iſche Regierung hat dieſe Ueberzeugung auf das Voll⸗ 
felrdigſte getheilt, als ſie in Verbindung mit Defterreich 
am 1. Februar 1864 den Krieg gegen Dänemark be⸗ 
gann. Anfangs wollte fie freilich krotz dieſer Ueberzeu⸗ 
gung nur den däniſchen König zu einer doch möglicherweiſe 
nur wirkungsloſen Zurücknahme ſeiner rechtswidrigen 
Handlungen zwingen. Aber im Verlauf des Krieges ſah ſie 
ſich genöthigt, einen beſſeren Entſchluß zu faſſen. Sie 
entſchloß ſich, die deutſchen Herzogthümer dem däni⸗ 
ſchen Könige vollſtändig zu entreißen, und ſie hat die⸗ 
ten Entſchluß ausgeführt. Und gerade fie bekannte 
ſich damals, wie noch heute, zu der von uns allerdings 
nie getheilten Anſicht, daß Chriſtian IX. durch das Lon⸗ 
doner Protokoll ein wirkliches Recht auf den Thron 
der Herzogthümer erworben habe. Aber gerade, weil ſie 
diefe, an ſich irrthümliche Anſicht hegte, gerade darum 
konnte ſie dieſes Recht aus keinem andern Grunde für 
erloſchen erklären, als weil der König durch die von ihm 
ausgeführten Gewaltthaten und durch die Abſicht gegen 
die Bewohner der Herzogthümer noch weitere Gewalt⸗ 
thaten zu verüben, fein Recht auf die Regierung der 
Herzogthümer mit eigener Hand und durch ſeinen eigenen 
böſen Willen vernichtet hatte. Wäre dagegen die preu⸗ 
ßiſche Regierung einer anderen Meinung geweſen, hätte 

*) Wir bitten unſere Leſer nachzuſehen, was wir in unſerm 
Blatte vom 22. Juli über den „rechten Gehorſam gegen die 
Obrigkeit“ geſagt haben. 


ie nämlich die Anſicht gehabt, daß auch der äußerſte 

ſcißbrauch Ade Macht das Recht auf die Regie⸗ 
rung eines Landes niemals zu nichte machen könne; nun, 
ſo müßte ſie ja bei der Wegnahme der Herzogthümer 
die Abficht ehabt haben, eine rechtswidrige Eroberung 
zu machen, ſei es zu ihrem eigenen Vortheil, ſei es zum 
Vortheil irgend eines Anderen. 

Es iſt nicht erlaubt, der preußiſchen Regierung eine 
ſo rechtswidrige Abſicht in die Schuhe zu ſchieben. 
Gleichwohl thun es gerade ſehr viele von denen, die die 
Gewohnheit haben, ſich für die aufrichtigſten und eifrig⸗ 
ſten Freunde der gegenwärtigen Regierung auszugeben. 
Sie ſprechen etwa fo: „Die preußiſche Regierug wäre 
in der erſten Zeit des Krieges damit zufrieden geweſen, 
wenn der König von Dänemark alle rechtswidrigen Ver⸗ 
ordnungen zurückgenommen und ſich verpflichtet hätte, 
in Zukunft die Herzogthümer nur in Uebereinſtimmung 
mit der Verfaſſung und den Geſetzen derſelben zu regie⸗ 
ren. Aber der däniſche König leiſtete einen ſo hart⸗ 
näckigen Widerſtand, daß der Krieg bis aufs Aeußerſte 
fortgeſezt werden mußte. Da nun Preußen im Bunde 
mit Deſerreich wie vorauszuſehen, Sieger blieb, jo hielt 
es ſich für befugt, dem däniſchen Könige von ſeinem 
Recht und feinem Beſitz jo viel wegzunehmen, wie fr⸗ 

end möglich. Es hatte im Verein mit Oeſterreich die 

deutschen Herzogthümer erobert, und es ſtützte ſich ledig⸗ 
lich auf dieſes Recht der Eroberung, als es im 
Wiener Frieden vom 30. Oktober 1864 den König 
Chriſtian zwang, alle ſeine Rechte an die Herzogthümer 
dem Könige von Preußen und dem Kaiſer von Oeſter⸗ 
reich zu übertragen. Durch dieſes Recht der Er— 
oberung und durch kein anderes (fo ſprechen dieſe 
be enannten Freunde unſerer Regierung) find alſo jene 
eiden Monarchen die rechtmäßigen ſouveränen Herrn 
der Herzogthümer und die un beſchränkten Eigenthü⸗ 
mer derſelben geworden. Sie können über das Land 
und über die Bewohner deſſelben genau ſo verfügen, 
wie ein Gutsbeſitzer über ſein Landgut und über das 
todte und lebende Inventarium, das ſich auf demſelben 
befindet.“ f i 

Solche Rede möchte freilich nicht ungehörig klingen 
in dem Munde irgend eines aſiatiſchen Eroberers, eines 
Salmanaffar oder Kambyſes, eines Attila oder Tamerlan. 
Aber in dem Munde deutſcher Politiker des gegenwär⸗ 
tigen Jahrhunderts iſt ſie ein Widerſpruch gegen 
den Zeitgeiſt. Die ſo reden, haben vergeſſen, wie ihre 
eigenen Väter gekämpft und geblutet haben, um das 
Joch jenes Napoleon abzuſchütkeln, der gerade ſo han⸗ 
delte, wie fie jetzt ſprechen, und wie die gehorſamen Die- 
ner aſtatiſcher Despoten immer geſprochen haben. 

Was wir über die neueſten Schritte in der Sache 
der Herzogthümer denken, und welchen Grundſäten dieſe 
Schritte entſprechen, darüber äußern wir uns vielleicht 
ſchon in der nächſten Nummer unſeres Blattes. Für 
beute wollen wir über den vorjährigen Krieg nur jagen, 
daß er als Eroberungskrieg im bloßen Intereſſe Preu⸗ 
ßeng oder Oeſterreichs auch nicht die leiſeſte Berechtigung 
gehabt hätte, Er durfte und ſollte nichts Anderes fein als 
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ein Befreiungskrieg, ein Krieg um unſere deutſchen 
Landsleute von einem alten Joche zu befreien, nicht aber 
um über ſie, die ja nicht einmal unſere Gegner, ſondern 
unſere Freunde und Schützlinge waren, zu verfügen, 
ohne ſie zu befragen. Daß ſie freilich ihre Freiheit be⸗ 
nutzen müſſen, um ihre Pflichten auch gegen Preußen 
und Deutſchland zu erfüllen, nicht aber, um ſich ihrer 
zu eutſchlagen, das haben wir deutlich und oft genug 
geſagt. Indeß haben wir leider noch nicht geſehen, daß 
man ihnen wirkliche Freiheit und ae spren 
ihrer rechtmäßigen Vertreter die Gelegenheit gegeben 
hätte, von dieſer Freiheit einen würdigen Gebrauch zu 
machen. Es wird das möglicherweiſe nicht eher ge⸗ 
ſcehen als bis die Preußiſche Volksvertretung ſelbſt zu 
ihrem vollen Rechte gekommen iſt. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Der ſo viel beſprochene Vertrag des Staates 
mit der Köln⸗Mindener Bahn, durch welchen der Staat ſein 
Recht auf den allmähligen Erwerb der Bahn für 13 Mil⸗ 
lionen Thaler verkauft, iſt jetzt vom Könige vollzogen und 
im Staats - Anzeiger publizirt worden. Wir haben ſchon 
früher unſere Anſicht, daß dieſer Vertrag der Genehmigung 
der Volksvertretung bedarf, klar und deutlich ausgeſprochen, 
und müſſen dieſe auch heut noch aufrecht erhalten. Mit 
demſelben Rechte, mit welchem die Staatsregierung ohne Ber 
fragung der Volksvertretung dieſen Vertrag abgeſchloſſen hat, 
mit demſelben Rechte kann ſie ein werthvolles Eigenthum 
des Staates nach dem andern veräußern, ohne dazu die Ein⸗ 
willigung der Kammern einzuholen, und fie würde fo ſtets 
in der Lage ſein, ſich gegen den Willen des Volkes und 
feiner Verkreter Geld zu verſchaffen. Daß ein ſolcher Zu⸗ 
ſtand dem Weſen des Konſtitutionalismus widerſtreitet, ſieht 
jeder ein. Durch den gegenwärtigen Vertrag wer⸗ 
den der Regierung ungefähr 40 Millionen haler 
zur Verfügung geſtellt, eine Summe, welche gewiß ge⸗ 
eignet erſcheinen muß, die Schwierigkeiten des bubgetiofen 
Regiments zu vermindern. 

In Lauenburg hat die Huldigung der Stände ſtati⸗ 
e doch iſt über das Verhältniß zu Preußen: ob Per⸗ 
onal⸗Union, ob Einverleibung? noch nichts Sicheres bekannt 
geworden. Cs tft jedoch den Lauenburgiſchen Stanbesherren 
nicht gelungen, von dem Könige die Annahme des fogenann- 
ten Landesrezeſſes, durch welche ihre alten Vorrechte beſtätigt 
worden, zu erlangen. 

Wer in den letzten Jahren einen Blick in die konſervativen 
Zeitungen gethan hat, der weiß, mit welcher Freude dieſelben 
jede Konfisfation eines liberalen Blattes begrüßt haben, wie 
fie nicht Worte des Lobes genug finden konnten für Polizei 
und Staatsanwaltſchaft, und wie ſie dieſelben ermunterten, 
fortzufahren auf demſelben Wege. Da hat nun aber jetzt 
in Königaberg die unerbittliche Hand des Schickſals ein hoch⸗ 
konſervatives Blatt, die „Oſtpreußiſche Zeitung“ getroffen, 
und ſiehe da, ſie, die ſonſt überfloß vom Lobe für alle Re⸗ 
gierungsmaßregeln, fie ſchreibt voll Zorn einen fo oppoſitionell 
gehaltenen Artikel, daß ſie noch einmal konfiszirt werden mußte. 
, Die Anklage gegen den Redakteur May lautet auf Ma⸗ 
jeſtätsbeleidigung und wird fein Prozeß am 6. Oktober in 
Perleberg zur Verhandlung kommen. 

Ein Bauer aus dem Poſenſchen hatte ſich an dem pol⸗ 
niſchen Aufſtand in ruſſiſch Polen gegen Rußland 
betheiligt und war, deshalb wegen Yufruhre angeklagt, in 
zwei Inſtanzen freigeſprochen worden, weil die Gerichto⸗ 


höfe annahmen, daß die Betheiligung an einem Aufruhr in 
ruſſiſch Polen nach preußiſchen Geſeten nicht als Verbrechen 
oder Vergehen beſtraft werden könne. Die Staatsanwaltſchaft 
hatte dagegen die e ee eingelegt, und das 
Obertribunal hat den Angeklagten wegen Aufruhrs 
zu 6 Monaten Gefängniß verurtheilt. 

Baden. Troß aller Anftrengungen hat die klerikale Par⸗ 
tei bei den Urwahlen zu den Kreislandtagen doch nur eine 
verſchwindend kleine Zahl von Wahlmännern ihrer Partei 
durchgebracht. Es liefert dieſe Thatſache bei der allgemeinen 
Betheiligung des Volkes an den Wahlen den Beweis, wie 
gering die Zahl der Anhänger dieſer Partei im Lande iſt, 
und wie ſich das Volk nach und nach von dem Einfluſſe, wel⸗ 

19 allzu eifrige Prieſter auf daſſelbe ausübten, frei gemacht 


at. 

Oeſterreich. Der große Schritt, welcher ſeit der Ein⸗ 
feel des neuen öfterreichtichen Miniſteriums erwartet wurde, 
iſt geſchehen, es iſt am 20. d. M. ein kaiſerliches Manifeſt 
erſchienen, in welchem den Völkern des Reiches verkündet 
wird, 5 Februarverfafſung für einige Zeit „ſiſtirt“ 
wird. Wir beſprechen dieſen Gegenftand in einem beſonderen 
Artikel und laſſen Ri: nur das kaiſerliche Patent folgen, 
welches ſich an das Manifeſt anſchließt: 

„In Erwägung der unabweislichen Nothwendigkeit, zur 
Gewinnung dauernder Grundlagen für eine verfaſſungsmäßige 
Rechtsgeſtaltung des Reiches den Weg der Verſtändigung mit 
den legalen Vertretern der Länder der 190 8 one zu 
betreten und zu dieſem Ende den betreffenden Landtagen das 
Diplom vom 20. Oktober 1860 und das mit dem Patente 
vom 26. Februar 1861 kundgemachte Geſetz über die Reichs⸗ 
vertretung zur Annahme vorzulegen; in weiterer Erwägung, 
daß eine gleichzeitige Behandlung dieſer Urkunden als all⸗ 
gemein bindendes Reichs; det hierdurch ausgeſchloſſen wird, 
11 wir nach An rung Unſeres Miniſterrathes wie 
folgt: 

Erſtens: Die Wirkſamkeit des Grundgeſetzes über die 
Reichsvertretung wird mit dem er ſiſtirt, die Ver⸗ 
handlungsreſultate des Ungariſchen und des Kroatiſchen Land⸗ 
tages, falls ſie eine mit dem einheitlichen Beſtande und der 
Machtſtellung des Reiches vereinbare Modifikation der er⸗ 
wähnten Geſetze in ſich ſchließen würden, vor Unſerer Ent⸗ 
schließung den legalen Vertretern der andern Königreiche und 
Länder vorzulegen, um ihren gleichgewichtigen Ausſpruch zu 
nehmen und zu würdigen. . 

Zweitens: In fo lange die Reichsvertretung nicht ver · 
ſammelt iſt, hat Unſere Regierung die unaufſchieblichen 
Maßregeln, und unter dieſen e e jene zu treffen, 
welche das finanzielle und volkswirthſchaftliche Intereſſe des 
Reiches erheiſcht.“ 

England. Die Bevölkerung Englands iſt in Aufregung 
verſetzt durch die Entdeckung einer ziemlich weit verbreiteten 
Verſchwörung in Irland, die den Zweck hatte, dieſe Inſel 
von der engliſchen Herrſchaft zu befreien und als ſelbſtſtän⸗ 
dige Republik zu konſtituiren. Die Verſchworenen führen 
den Namen „Feniſche Brüder“, welcher Name feine 
Entſtehung dem Umſtande verdankt, daß Irland eine phöni⸗ 
ziſche Kolonie iſt. Die Verſchworenen rechneten auf einen 
ſtarken bewaffneten Zuzug ihrer Landsleute aus Amerika, und 
es haben daſelbſt auch zahlreiche Verſammlungen von Irländern, 
die aus der Unions⸗Armee 1 1 ſind, ſtattgefunden, in 
welchen von ſolchen Zuzügen die Rede war. Trotz alledem 
darf man der Sache aber keine große Bedeutung beilegen, 
und hofft man in Englaud, daß ſich die Aufregung der Ir⸗ 


länder bald legen wird, wenn fie das Thörichte ihres Be 
17 einſehen und beſonders, wenn fie merken, daß fich 
ie verſprochenen Zuzüge aus Amerika auf einzelne Perſonen 
beſchränken, die ſchwerlich hinreichend fein werken, die Eng 
liſche Macht zu ſtürzen. 


Oeſterreich. 

Nach viereinhalbjährigem Beſtehen iſt abermals in Oeſter⸗ 
reich die beſtehende Reichsverfaſſung beſeitigt worden. An 
Stelle des Reichsrathes ſollen zwanzig Sonderlandtage gliich⸗ 
zeitig über die Reichsangelegenheiten berathen. Da es nicht 
möglich war die unzähligen Volksſtämme Oeſterreichs im 
Reichsrath zu vereinigen, jo ſollen die einzelnen Landtage ge- 
ſondert verhandeln und fich durch Vermittelung der Negie- 
rung über die gemeinſamen Reichsangelegenheiten vergleichen. 
— In der Hauptfache ſcheint es dabei auf Ungarn anzukom⸗ 
men. Mit ihm ſoll zuerſt abgeſchloſſen und die zu Stande 
gekommene Vereinbarung den ſtebzehn Landtagen der deutſchen 
und flaviſchen Landestheile vorgelegt werden. 

Hierin ſcheint uns der Fehler zu liegen. Die Ungarn 
wollen nicht allein Selbftftändigk:it für ſich, fie wollen auch 
Andere unterdrücken und namentlich den Siebenbürgern und 
Kroaten eine von Ungarn geſonderte Stellung nicht geſtatten. 
Ueberhaupt iſt in keiner Weiſe zu erwarten, daß die acht 
Millionen Deutſchen, achtzehn Millionen Slaven und fede 
Millionen Italiener und Romanen, welche die öſterreichiſchen 
Staaten bewohnen, ſich den Beſtimmungen der fünf Millio⸗ 
nen Magyaren unterwerfen werden. An das Zuſtandekommen 
einer Einigung iſt alſo nicht zu denken. Was dann? 

Vermittelſt alles nur erdenkbaren Unrechts und Gewalt ſind 

in dem öft:rreichiichen Staat nach und nach einige zwanzig und 
mehr Volksſtämme unter einem Szepter vereinigt worden. All⸗ 
mählig iſt nun die Staatsmaſchine nicht metzr ſtark genug, 
au fernerhin dieſe Gewalt dauernd auszuüben. Da ver⸗ 
ſucht man nun ſchon ſeit achtzehn Jahren an die Stelle der 
Unterdrückung etwas anderes zu ſetzen; aber jeder neue Ver⸗ 
ſuch ſchlägt von neuem fehl, weil man den Faden der Ge 
walt, mit welchem die Völkerflicken des öſterreichiſchen Staa⸗ 
tes zuſammengenäht find, nicht zertrennen kann, ohne den 
Staat ſelbſt in ein buntes Wirrſal ſeiner einzelnen Beſtand⸗ 
theile aufzulöſen. Man müßte ja auch an der Zukunft der 
Menſchheit verzweifeln, wenn die formloſe Gewalt auf die 
au triumphiren ſollte. Oeſterreich wird, Oeſterreich muß 
erfallen. 
g fie ſchnell oder wie langſam der bereits achtzehn Jahre 
danernde Todeskampf des Kaiſerſtaates feinen weiteren Ver⸗ 
lauf nehmen wird, wer vermag das vorauszuſagen? Wir 
glauben indeß in dem neueſten Rettungeverſuc die ganze 
Gefährlichkeit der Krankheit und den Anfang des Endes zu 
erblicken. Noch vor den Augen der jetzt Lebenden wird ſich 
das Weltgericht vollziehen und an den Kindern werden die 
Sünden der Väter geſtraft werden. 

Wir Mitlebenden haben dafür zu ſorgen, daß 
das Schickſal unſeres Vaterlandes nicht alſo ge- 
wandt werde. Mit aller Kraft haben wir dahin 
zu ſtreben, daß der Rechtsſtaat in Preußen zur 
Wahrheit werde. In ihm liegt eine ſich ewig neu 
verjüngende Kraft, welche Dauer verheißt für alle 
Zukunft. Laſſen wir uns aber von der augenblick⸗ 
liche Erfolge verheißenden Gewalt verlocken, ihre 
Bahnen zu wandeln, ſo fallen wir ab von der 
Wahrheit und dieſe Sünde wird einſt, wenn auch 
erft an unfern Kindern geſtraft werden. 


Druck und Verlag von Franz Duncker in Berlin. — Verantrortlicher Redakteur und Herausgeber: Dr. G. Lewinftein in Berlin 


Hierzu eine Beilage. 


Beilage zu Nr. 39. der „Verfaſſung“ am 30. September 1865. 
Su een Dans Sn en 


Für das mit dem 1. Oktober beginnende noͤue Quartal ſei zum Abonnement beſtens empfohlen die in Berlin im 


Verlage von Franz Duncker erſcheinende 


Volks-Teitung 


Organ für Jedermann aus dem Volke. 
Preis vierteljährlich bei allen Kgl. Preuß. Poſt⸗Anſtalten 25 Sgr., bei allen außerpreuß. Poſt⸗Anſtalten 29 Sgr. 


Treu dem 
Blatt für B 


Rechtes und feines Wohlergehens zu arbeiten. 
beften 
heit des deutſchen Volkes. 


Programme, welches fie am erften Tage ihres Erſcheinens aufgeſtellt, hat die Volks⸗Zeitung Tag für Tag, 
latt gekämpft für das Recht des Volkes, für die getreue Beobachtung der e e Verfaſſung. Sie hat das Ziel dee 
Staates in dem Wohle der Bürger deffelben gefunden und will das Volk fähig machen, 


elbſt an der dauernden Befeſtigung feiner 


In dieſem Sinne beſpricht das Blatt die 1 und die ſozialen Fragen, in 
beiden hält fie an dem Grundfatz feſt: „Hilf dir ſelbſt!“ und die große Verbreitung, we 0 
weis, daß ſie damit die wahre Meinung der Mehrheit des Volkes ausdrückt. t 
in ee Weiſe wird fie den Kampf fortfegen für das Recht und das Wohl des preußiſchen, die bundesſtaatliche 
Fre 


ert den 
gekämpft und 
inheit und die 


che die Zeitung gefunden, lie 
So hat die Volks- Sikun 


Ankündigungen aller Art finden durch die Volks⸗Zeitung die weitefte Verbreitung und ſei fle auch dazu angefegent- 


lich empfohlen. 


Im bevorſtehenden neuen Ouartale wird die 


Rheiniſche Zeitung 


in beträchtlich 
vergrößertem 
Formate 


u unveränderten Abonnementspreiſen erſcheinen. 
(Bei allen Poſtanſtalten des deutſch⸗öſterreichiſchen Poſtvereins zu 1 Thlr. 22½ Sar. oder 3 fl. oder 3 kr. vierteljährlich.) 


wolle man, um ohne Verzögerung in regelmäßigen Beſitz des Blattes gelangen zu können. 
Neue Peſtelſungen möglichſt frühzeitig vor Ablauf des Monats September == 


unter Einzahlung des vierteljährlicen Abonnements⸗Betrages bei der nächſten Poſte n. 


ſtalt anmelden. 


Die Expedition der Rheiniſchen Zeitung, Düffeldorf und Köln. 
Im Verlage des Unterzeichneten erſcheint wöchentlich zweimal, Mittwoch und Sonnabend Morgens: 


Der 


Wächter, 


Wochenſchrift für A 
Redakteur und Harausgeber: Rudolph Hempel in Bielefeld, 
um Abonnementspreis pro Quartal in der Expedition in Bielefeld 7½, Sgr., in den Expeditionen in Minden, Deyn 
ban ſen (Rehme), Lübbecke, Vlotho, Herford, Bünde, Enger, Halle i. W., Werther 8½ Sgr., bei den Poſt⸗ 
anftalten in Preußen 10 Sgr., außerhalb Preußens 10 ½ Sgr. 
nferate: Die vierſpaltige Bourgeoiszeile oder deren Raum 1 Sgr. 


er „Wächter“ bringt regelmäßig einen Leitartikel, eine lee 


politiſche Meberficht, landwirthſchaftliche, gewerbliche, 
n. 


lokale und vermiſchte Mittheilungen, fo wie ein intereſſantes, dem Unterhaltungsſtoff gewidmetes, Feuilleto 


Unſer Blatt beendigt mit dem Schluß dieſes Monats ſeinen erſten 


nahme des Publikums. 


Der Name des Redakteurs bürgt für ſeine entſchieden frei 


ahrgang und erfreut ſich der ſtets wachſenden Thei:- 
finnige Haltung. N al 


Neue Beſtellungen für das 4. Quartal 1865 bitten wir entweder bei den nächſten Poftanftalten oder bei 


unfern Expeditionen moglichft zeitig aufzugeben, damit keine Verzögerun 


Blattes entftehen. 


Wir empfehlen unſer Blatt zu Anzeigen aller Art, die da 
bei dem großen Leſerkreiſe des „Wächter“, namentlich auch in den 


aller wirkſamſte Verbreitung finden. 
Bielefeld, den 15. September 1865. 


gen und Unterbrechungen in der Lieferung unferes 


rin, wie die Erfahrung bereite gelehrt hat, 
Landſtädten von Minden-Ravensberg, die 


P. Mosler. 


Täglich zweimal. — Vierteljährlich 1 Thlr. 


Zum Abonnement auf die täglich zweimal erſcheinende 


„Oder- Zeitung“, 


Organ der Fortſchrittspartei, 
(begründet von Wilhelm Dunker) . 

ladet die pee e ein. Die Zeitung hat ſich durch ihre 
beiſpielloſe Billigkeit bei großer Gediegenheit einen bedeutenden 
Leſerkreis erworben; ſie iſt über ganz Pommern, die ach 
Poſen, Oft. und Weſtpreußen verbreitet. Sie bringt täglich 
einen Leitartikel; das politiſche Material wird ſorgfältig ge: 


ſichtet und alles Wichtige durch telegraphiſche Depeſchen zur 
Kenntniß der Leſer gebracht. Ueber die politiſchen Vorgänge in 
Berlin bringt das Blatt Berichte eigener Korreſponden⸗ 
ten. Den Nachrichten aus Stadt und Provinz wird die größte 
Aufmerkſamkeit geſchenkt. Ein beliebter Feuilletoniſt ſchildert in 
wöchentlichen Briefen das Berliner Leben; außerdem 
Novellen, Erzählungen u. ſ. w. An Kourſen, Markt⸗ 
berichten u. ſ. w. liefert die Zeitung alles, was für ein größeres 
Publikum von Intereſſe iſt. Inſerate werden die dreiſpaltige 
Petitzeile zu 1 Sgr. berechnet und finden die größte Verbreitung. 
Stettin, im September 1865. 


Die Expedition der Oder⸗Zettung. 


un 
Die „Sorauer Zeitung 
Redakteur: J. Fränkel) 
beginnt mit dem 1. Oktober d. J. ein neues Abonnement. Sie 
vertritt die Intereſſen des vernünftigen Fortſchritts, indem 
fie alle Zeitfragen durch Leit- und andere Artikel von die⸗ 9 
fen Standpunkte aus beleuchtet. — Im Feuilleton bringt 5 
fie Original-Erzählungen, Gedichte ꝛc. — Durch einen Fra⸗ 
gefaften wird dem Publikum Gelegenheit zu Beſprechun⸗ 
gen über gemeinnützige Angelegenheiten geboten. — Die die⸗ 
ſer Zeitung ſtets erwieſene rege Theilnahme und deren be 
deutender Leſerkreis verſpricht für Inſerate den günſtigſten 
Erfolg, worauf die geehrten Inſerenten noch ganz e 
05 


ders aufmerkſam gemacht werden. 5 
Alle Parteigenoſſen werden hierdurch eingeladen, durch 
1 Abbonniren auf dieſe Zeitung, die bei allen Königl. Poſt 
Anſtalten zum Preiſe von 10¼ Sgr. pro Quartal zu beziehen 3 
ift, ſich einen dauernden Vorkämpfer für die Intereſſen des 
Fortſchritts in unſerer Stadt und Umgegend zu ſichern. 
Sorau, im September 1865. 


Die Expedition der „Sorauer Zeitung.“ 
a ˙ AA 


„Bürger⸗ und Bauernfreund“ 


beginnt mit dem 1. Oktober ein neues Vierteljahr. Er wird in der 
alten Form fortgeſetzt werden, gedruckt bei Fr. Kranſeneck 
u. Sohn in Gumbinnen, redigirt von John Reitenbach⸗ 
Plicken, wird auch in jeder Nummer ein Bild bringen. 
Seine Aufgabe wird es nach wie vor ſein, die freiſinnigſten 
politiſchen Anſichten in volksthümlicher Sprache zur 
Geltung zu bringen, als Pionier größeren freiſinnigen Blättern 
den Boden im Volke zu bereiten. 

Da wir regelmäßig die Artikel der Provinzial⸗Korreſpondenz und 
der Amtsblätter eingehend befprechen, wenns nöthig widerlegen 
werden, erſuchen wir Freunde der Volksfreiheit für 
weitefte Verbreitung unferes Blattes thätig fein zu 
wollen. 

Um zeitige Beſtellung bei den nächſten Poſtämtern mit Ein 
ſendung von 4 Sgr. 6 Pf. für das Vierteljahr bei 1 0 Ab 
bofung von der Poſt — von 7 Sgr. mit Beſtellgeld auf 
dem Lande frei in's Haus durch den Poſtboten — wird dringend 
gebeten, da bei verſpäteten Beſtellungen oft die erſten Nummern 
nicht nachgeliefert werden können. N 

Inſerate finden die weiteſte Verbreitung durch ganz Deutſchland 
und wird die geſpaltene Zeile mit 3 Silbergroſchen berechnet. 

„Die Herausgeber: 
Büttler-Marienhöhe. Th. Käswurm- Puspern. 


Die Danziger Zeitun 


erſcheint täglich zweimal und wird mit den hier Mittags und 
Abends abgehenden Zügen und Poſten verſandt. Der 
Abonnementspreis iſt wie bisher für Hieſige 1 Thlr. 15 Sgr., 
für Auswärtige (incl. Steuer und Poſtproviſion) 1 Thlr. 
20 Sgr. 

Politiſche und volkswirthſchaftliche Leitartikel, Original⸗ 
Korreſpondenzen, Provinzial⸗ und Local⸗ Nachrichten, tägliche 
Depeſchen von der Berliner Börſe und über alle wichtigen 
politiſchen Ereigniſſe; Feuilleton von den beliebten Schrift⸗ 
ſtellern Mar Ring, Solitaire ıc. 5 

Alle Poſtanſtalten nehmen Beſtellungen au und bitten wir 
um rechtzeitige Aufgabe derſelben, damit in der regelmäßigen 
Zuſendung keine Unterbrechung geſchieht. 2 

Inſerate finden durch die Danziger Zeitung, die zwed- 
mäßigite und weitefte Verbreitung in Oſt⸗ und Weſtpreußen 
und den angrenzenden Provinzen. 

Danzig, im September 1865. 

Die Verlags handlung. 

A. W. Kafemann. 


„Magdeburger Preſſe.“ 


Herausgegeben und redigirt von J. Hoppe. 


Zentral:Drgan der Jortſchrittspartei 
für Magdeburg, die Provinz Sachſen und Anhalt. 


Die „Magdeburger Preſſe“ erſcheint wöchentlich 13 Mal 
in gr. Folioformat ine wird täglich in der Site 55 wenig · 
ftend 2 Bogen mit den erſten Nachmittags. und Morgenpoſten 
verſandt, wodurch fie in den Stand geſetzt iſt, auf dem ſchnellſten 
Wege in der Politik wie im Handel die neueſten Nachrichten 
zu verbreiten, welche fie durch Telegramme und Originalberichte 
bezieht. Für alle Fächer, wie beſonders auch für das Feuilleton, 
find mannigfache und tüchtige Mitarbeiter thätig. Die Montags. 
nummer iſt allwöchentlich längeren Aufſätzen über Handel, 
Juduſtrie und Landwirthſchaft gewidmet. 
Abonnements nehmen ſämmtliche Poſtämter an. Viertel⸗ 
jährlicher Abonnementspreis bei den Preuß. Poſtämtern 
1 Thlr. 26 Sgr. 3 Pf., im Herzogthum Anhalt 1 Thlr. 15 Sgr., 
im übrigen Deutſchland 1 Thlr. 24 Sgr. Juſerate werden mit 
1 Sgr. 6 Pf. für die viergeſpaltene Petitzeile oder deren Raum 
berechnet, und für größere oder wiederholte Annoncen die coulan- 
teſten Bedingungen gewährt. 

Um Verzögerungen und Unvollſtändigkeiten in Zu⸗ 
ſeudung des Blattes zu vermeiden, bitten wir um 
möglichſt frühzeitige Beſtellung bei den Poſtämtern 
vor Ablauf des Monats September. 

Magdeburg, im September 1865. 

Die Expedition der „Magdeburger Preſſe.“ 


Mit dem 1. Oktober c. begiunt ein neues Abonnement auf 
den in Guben wöchentlich zweimal erſcheinenden 


„Fortſchritt“ 


und beträgt der vierteljährliche Abonnementopreis bei allen 
Königl. Poſtanſtalten 994 Sgr. 

„Diurch reichhaltigen, ſowie gediegenen Inhalt: „Leitartikel, 
überſichtliche Darftellung der wichtigſten Ereigniſſe, Rechts 
pflege, Handel, Gewerbe, Landwirthſchaft, Wiſſenſchaft und 
Kunſt, ſtatiſtiſche und andere Notizen, Gemeinnütziges, Unglücks⸗ 
fälle, Verbrechen ꝛc. ꝛc. werden wir unſern Leſern Rechnung 
tragen. 

Wenn auch alle Maßregelungen den „Fortſchritt“ nicht zu 
unterdrücken vermocht haben, ſo thut ihm jetzt doch eine rege 
Theilnahme feiner Parteigenoſſen wahrhaft noth, ſoll auch 
ferner an der Seite ſeiner Kollegen der guten Sache opfer⸗ 
willig dienen. : 

Der Preis macht die Anſchaffung unſeres Blattes auch 
dem weniger Bemittelten möglich, und da es in letzterer Zeit 
Bedürfniß geworden, den liberalen Organen eine immer größere 
Verbreitung zu verſchaffen, um dadurch die Intereſſen des 
Vaterlandes zu fördern, ſo ſchließe ſich Keiner aus, dem 
Leſerkreiſe unſeres auf alle nur mögliche Weiſe verfolgten Blat- 
tes anzugehören und damit die gute Sache zu fördern. Wir 
erſuchen beſonders auch unſere ſeitherigen Freunde, ihr Abon ⸗ 
nement bafdigit erneuern zu wollen, damit in der Zuſendung 
keine Unterbrechung ſtattfinde. 

Guben, im Septbr. 1865. 

Die Expedition des 


Ein Lehrling zur Buchdruckerkunſt 
wird für eine Buchdruckerei in einer größeren Stadt der Nieder- 
lauſitz unter vortheilhaften Bedingungen geſucht. Eintritt zum 
1. Oktober. Meldungen in der Expedition des „Fortſchritts“ in 
Guben. 


„Fortſchritts.“ 


Für ein größeres Gut in Schleſien wird ein Inſpektor, 
welcher ſchon in ähnlicher Stellung wär und gute un auf 
weiſen kann, geſucht. Adreſſen unter X. 4 in der Expedition 
d. Bl. 


